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Begeisterung und Misstrauen
Das Paradox der Demokratie

Es ist seltsam mit der Demokratie: Jeder scheint sich danach 
zu sehnen, aber keiner glaubt mehr daran. Wer die interna-
tionalen Statistiken heranzieht, stellt fest, dass immer mehr 
Menschen sich als Befürworter der Demokratie bezeichnen. 
Das World Values Survey, ein großangelegtes internationales 
Forschungsprojekt, befragte in den vergangenen Jahren mehr 
als 73.000 Menschen aus 57 Ländern, die fast 85 % der Welt-
bevölkerung repräsentierten. Auf die Frage, ob Demokratie 
eine gute Art und Weise sei, das Land zu regieren, antworte-
ten nicht weniger als 91,6 % der Befragten positiv.1 Der Teil 
der Weltbevölkerung, der dem Konzept Demokratie wohl-
wollend gegenübersteht, war noch nie so groß wie heute.

So viel Begeisterung ist schlichtweg spektakulär, zu-
mal wenn man bedenkt, dass die Demokratie vor noch 
nicht einmal siebzig Jahren besonders schlecht dastand. 
Am Ende des Zweiten Weltkriegs gab es auf der Welt 
infolge von Faschismus, Kommunismus und Kolonialis-
mus lediglich zwölf vollwertige Demokratien.2 Die Zahl 
stieg langsam an. 1972 existierten 44 freie Staaten,3 1993 
waren es 72. Heute sind von insgesamt 195 Ländern 117 
Wahldemokratien. Neunzig von ihnen gelten auch in der 
Praxis als freie Staaten. Noch nie zuvor in der Geschichte 
gab es so viele Demokratien, noch nie zuvor hatte dieses 
Staatssystem so viele Anhänger.4

Und trotzdem lässt die Begeisterung nach. Dasselbe 
World Values Survey brachte nämlich auch ans Licht, dass 
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in den vergangenen zehn Jahren der Ruf nach starken Füh-
rern, »die keine Rücksicht auf Wahlen oder das Parlament 
zu nehmen brauchen«, weltweit beträchtlich zugenommen 
hat und dass das Vertrauen in Parlamente, Regierungen 
und politische Parteien auf einem historischen Tiefstand 
ist.5 Es scheint, dass man der Idee Demokratie zwar gewo-
gen ist, aber nicht deren Praxis oder zumindest nicht der 
heutigen Praxis.

Dieser Rückfall geht zum Teil auf das Konto der jungen 
Demokratien. Zwanzig Jahre nach dem Fall der Mauer 
ist die Desillusionierung in verschiedenen Ländern des 
ehemaligen Ostblocks besonders groß. Der Arabische 
Frühling scheint kaum irgendwo zu einem demokrati-
schen Sommer zu führen. Selbst in den Ländern, in denen 
Wahlen abgehalten wurden (Tunesien, Ägypten), entde-
cken viele die Schattenseiten des neuen Systems. Es ist 
eine bittere Feststellung: Menschen, die zum ersten Mal 
mit der Demokratie Bekanntschaft machen, lernen, dass 
die Praxis oft weniger rosig aussieht als das Ideal, zumal 
wenn die Demokratisierung mit Gewalt, Korruption und 
wirtschaftlichem Niedergang einhergeht.

Aber das ist nicht die einzige Erklärung. Auch gefestigte 
Demokratien haben immer mehr mit widerstreitenden 
Signalen von Zustimmung und Kritik zu kämpfen. Nir-
gends ist das Paradox so frappant wie in Europa. Obwohl 
das Konzept Demokratie hier historische Wurzeln hat 
und auch heute noch massenhafte Unterstützung findet, 
schwindet das Vertrauen in die tatsächlichen demokrati-
schen Institutionen zusehends. Im Herbst 2012 notierte 
das Eurobarometer, das offizielle Forschungsinstitut der 
Europäischen Union, dass nur noch 33 % der Europäer 
Vertrauen in die Europäische Union haben. (2004 waren 
es noch 50 %!) Das Vertrauen in die nationalen Parlamente 
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und Regierungen lag noch niedriger, bei 28 bzw. 27 %.6 
Diese Zahlen gehören zu den niedrigsten seit Jahren. Heute 
misstrauen zwei Drittel bis drei Viertel der Menschen den 
wichtigsten Institutionen ihres politischen Ökosystems. 
Und obwohl eine gewisse Skepsis zur Grundlage des kri-
tischen Bürgersinns gehört, ist die Frage berechtigt, wie 
massenhaft dieses Misstrauen sein darf und wann gesunder 
Argwohn in regelrechte Abneigung umschlägt.

Aktuelle Zahlen vermitteln ein gutes Bild, wie dieses 
Misstrauen Europa überzieht. Es beschränkt sich längst 
nicht nur auf die formale Politik, sondern umfasst auch 
öffentliche Einrichtungen wie die Post, die Bahn und das 
Gesundheitswesen. Politisches Vertrauen ist lediglich ein 
Teil einer breiteren Wirklichkeitserfahrung. Aber wenn 
wir die demokratischen Institutionen betrachten, wird 
deutlich, dass politische Parteien mit dem weitaus größten 
Misstrauen zu kämpfen haben (sie werden von den EU-
Bürgern mit durchschnittlich 3,9 von 10 Punkten bewer-
tet), gefolgt von Regierungen (4 von 10), Parlamenten (4,2 
von 10) und der Presse (4,3 von 10).7

Das Misstrauen beruht übrigens auf Gegenseitigkeit. 
Der niederländische Wissenschaftler Peter Kanne präsen-
tierte 2011 interessante Zahlen darüber, wie die Parteipoli-
tik in Den Haag die niederländische Gesellschaft betrach-
tet. 87 % der administrativen Elite in den Niederlanden 
halten sich selbst für innovativ, freiheitsliebend und inter-
national orientiert, 89 % von ihnen glauben jedoch, dass 
das Volk eher traditionell, nationalistisch und konservativ 
gesinnt ist.8 Politiker gehen also reihenweise davon aus, 
dass Bürger anderen, in ihren Augen weniger hochgesteck-
ten Werten anhängen als sie selbst. Es gibt keinen Grund, 
daran zu zweifeln, dass diese Zahlen auch anderswo in 
Europa gelten.
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Zurück zum Bürger. Als Erklärung für dessen gestie-
genes Misstrauen wird häufig »Apathie« genannt. Indivi-
dualisierung und Konsumismus hätten das kritische En-
gagement des Bürgers so abgeflacht, dass sein Glaube an 
die Demokratie in Desinteresse umgeschlagen sei. Heute 
dümpele er höchstens noch in lustloser Gleichgültigkeit 
dahin und zappe weg, sobald es um Politik gehe. Der 
Bürger »springt ab«, heißt es dann. Das entspricht nicht 
ganz den Tatsachen, denn die überwiegende Mehrheit war 
schon immer wenig an Politik interessiert. Von einer Ab-
nahme des Interesses in jüngster Zeit kann keine Rede sein. 
Studien zeigen, dass es sogar größer ist als früher: Mehr 
als früher reden die Menschen mit Freunden, Verwandten 
und Kollegen über Politik.9

Keine Welle der Apathie also. Sollte uns das beruhigen? 
Das ist noch die Frage. Eine Zeit, in der das politische 
Interesse zunimmt, während zugleich das politische Ver-
trauen sinkt, hat immer etwas Explosives. Denn die Kluft 
zwischen dem, was der Bürger selbst meint, und dem, was 
er den Politiker tun sieht, zwischen dem, was er als Bürger 
für notwendig hält, und dem, was der Staat in seinen  Augen 
vernachlässigt, wächst. Frustration ist die Folge. Was be-
deutet es für die Stabilität eines Landes, wenn immer mehr 
Bürger passioniert die Whereabouts von Machtinhabern 
verfolgen, denen sie immer weniger vertrauen? Wie viele 
abfällige Blicke hält ein System aus? Und sind es denn 
immer noch nur Blicke, da heute jeder seine leidenschaft-
lichen Meinungen online kundtun und teilen kann?

Wir leben in einer Welt, die sich von der Situation in den 
sechziger Jahren diametral unterscheidet. Damals konnte 
eine einfache Bäuerin politisch vollkommen apathisch 
sein und der Politik zugleich vollkommen vertrauen.10 Die 
Bäuerin, so zeigten soziologische Untersuchungen, war 
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zuversichtlich, und dieser Glaube kennzeichnete große 
Teile Westeuropas. Damals hieß die Devise: Apathie und 
Vertrauen. Heute heißt sie jedoch: Begeisterung und Miss-
trauen. Es sind unruhige Zeiten.
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